
Umfange vorliegen, so daß der Angeklagte zwar eines 
Verbrechens im Sinne des § 99 Abs. 1 StGB schuldig ist, 
aber gemäß Abs. 4 dieser Bestimmung von Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit abzusehen ist.

§§ 112, 81, 16 StGB; § 23 StPO.
1. § 112 StGB (Mord) ist gegenüber § 211 StGB (alt) das 
mildere Gesetz, weil er eine günstigere Untergrenze des 
Strafrahmens enthält und deshalb eine bessere Diffe­
renzierung zuläßt.
2. Zur Pflicht des Gerichts, ein psychiatrisches Gutach­
ten unvoreingenommen auf seinen Wahrheitsgehalt zu 
prüfen.
3. Eine schwerwiegende abnorme Entwicklung einer 
Täterpersönlichkeit mit Krankheitswert i. S. des § 16 
Abs. 1 StGB liegt erst dann vor, wenn sich auf der 
Grundlage erheblicher Veränderungen im Persönlich­
keitsbereich beim Täter Verhaltensweisen und Einstel­
lungen herausbilden, die es ihm erheblich erschweren, 
sich von den Regeln des gesellschaftlichen Zusammen­
lebens leiten zu lassen. Als schwerwiegend wird dabei 
ein bestimmtes Ausmaß der Fehlentwicklung bezeich­
net.
4. Der Hinweis auf den Krankheitswert einer schwer­
wiegenden abnormen Persönlichkeitsentwicklung i. S. 
des § 16 Abs. 1 StGB besagt, daß die Auswirkungen der 
Beeinträchtigung der Einsichts- und Steuerungsfähig­
keit des Täters einer krankhaften Störung der Geistes­
tätigkeit oder einer Bewußtseinsstörung gleichkommen 
müssen. Das muß sich konkret in der Straftat aus- 
drücken und die erhebliche Einschränkung der Zurech­
nungsfähigkeit erkennen lassen. Nur dann ist es ge­
rechtfertigt, diesen psychischen Zustand eines Täters 
zur Zeit der Tat und in bezug auf die konkreten Tat­
bedingungen als die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
mindernd zu betrachten.
OG, Urt. vom 5. Juli 1968 - 5 Ust .33 68.

Das Bezirksgericht hat die Angeklagte wegen Mordes, 
begangen im Zustand erheblich verminderter Zurech­
nungsfähigkeit, gemäß §§ 211, 51 Abs. 2 StGB (alt) zu 
fünfzehn Jahren Zuchthaus verurteilt.
Gegen diese Entscheidung hat die Angeklagte Berufung 
eingelegt. Die Berufung hatte keinen Erfolg. Sie führte 
jedoch auf der Grundlage des neuen Strafgesetzbuches 
zu einem neuen Schuld- und Strafausspruch.

Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht ist in richtiger Würdigung der Be­
weise zu dem zutreffenden Schluß gekommen, daß die 
Angeklagte durch das zweimalige Verabreichen der 
giftigen Politur das Kind Sylke vorsätzlich getötet hat. 
Da das Kind große Qualen erdulden mußte, was der 
Angeklagten bewußt war, hat das Bezirksgericht die 
Tat richtig als grausam begangen charakterisiert und 
demzufolge zutreffend als Mord im Sinne des § 211 
Abs. 2 StGB (alt) beurteilt.
Seit dem 1. Juli 1968 ist das neue Strafgesetzbuch in 
Kraft. Die Straftat der Angeklagten ist nunmehr recht­
lich unter dem Gesichtspunkt zu betrachten, ob das 
neue Strafgesetz eine mildere Beurteilung des began­
genen Verbrechens zuläßt und somit nach den Grund­
sätzen des § 81 StGB angewandt werden muß. Das ist 
im Hinblick auf den neuen Tatbestand des Mordes 
(§ 112 Abs. 1) der Fall, der nunmehr Freiheitsstrafen 
nicht unter zehn Jahren oder lebenslange Freiheits­
strafe vorsieht an Stelle der bisherigen lebenslangen 
Zuchthausstrafe, wenn die Qualifikationsmerkmale des 
Mordes Vorlagen, wie in dieser Sache. Insofern war der 
Schuldausspruch zu ändern und die Angeklagte wegen 
Mordes nach § 112 Abs. 1 StGB zu bestrafen.
Das Bezirksgericht hat auf der Grundlage des psychia­

trischen Gutachtens die Voraussetzungen erheblich ver­
minderter Zurechnungsfähigkeit der Angeklagten als 
vorliegend angesehen und daraus nach dem alten Straf­
gesetz eine Strafmilderung hergeleitet. Das Bezirks­
gericht ist dabei seiner Pflicht, das psychiatrische Gut­
achten unvoreingenommen auf seinen Wahrheitsgehalt 
zu prüfen, nicht im erforderlichen Umfang nachgekom­
men. Es hat sich mit gutachterlichen Aussagen begnügt, 
die nicht für sich in Anspruch nehmen können, die Vor­
aussetzungen einer erheblich verminderten Zurech­
nungsfähigkeit bei der Angeklagten medizinisch be­
gründet zu haben.
Alle zur Feststellung der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit erforderlichen Tatsachen sind — wie § 23 StPO 
über die Sicherung der Gesetzlichkeit der Beweisfüh­
rung festlegt — durch die gesetzlich zulässigen Be­
weismittel in der gesetzlich vorgeschriebenen Form zu 
beweisen. Kein Beweismittel hat eine im voraus festge­
legte Beweiskraft. Von dieser inhaltlichen Grundlage 
aus hätte das Bezirksgericht bei der Durcharbeitung des 
Gutachtens feststellen müssen, daß die Ergebnisse der 
psychiatrischen Begutachtung nicht ausreichen, die 
strafrechtliche Schuld der Angeklagten wegen erheblich 
eingeschränkter Fähigkeit, sich von den gesellschaftli­
chen Anforderungen bei ihrem Verhalten leiten zu las­
sen, als milder zu betrachten.
Abgesehen davon, daß es nach dem bisher geltenden 
StGB nicht möglich war, eine schwerwiegend abnorme 
Entwicklung der Persönlichkeit eines Täters mit Krank­
heitswert als Voraussetzung für eine Beeinträchtigung 
seiner Zurechnungsfähigkeit anzusehen, weil sich diese 
Bestimmung auf krankhafte Störungen der Geistestätig­
keit, Geistesschwäche und Bewußtseinsstörungen be­
schränkte, hat das Bezirksgericht im Hinblick auf das 
neue Strafgesetz die hohen Anforderungen an die Vor­
aussetzungen dieses neuen Merkmals erheblich vermin­
derter Zurechnungsfähigkeit nach § 16 StGB verkannt.

Im psychiatrischen Gutachten sind überzeugend das 
psychische Verhalten der Angeklagten in bezug auf die 
Tat und die besonderen Zusammenhänge bei der Ent­
wicklung ihrer Persönlichkeit dargelegt worden. Sie er­
klären weitgehend, wie eine Mutter von sieben Kindern 
zu einer derart unmenschlichen Einstellung zu einem 
Kind kommen konnte. Das Ergebnis der Begutachtung 
sagt aus, daß kein psycho-pathologischer Befund im 
Persönlichkeitsbild vorliegt. Die Entwicklungsbedingun­
gen waren — wie der Sachverständige hervorhebt — 
sehr ungünstig, und die Familiensituation, wie das 
amoralische und verantwortungslose Verhalten des 
Ehemannes, die Belastungen durch die vielen Kinder, 
brachte die Angeklagte zweifellos in eine schwierige 
Lage. Der Sachverständige hat dabei keinesfalls über­
sehen, daß die Angeklagte ihre schwierige Situation 
teilweise selbst verschuldete und ungenügende, aber 
mögliche Willensanstrengungen, vor allem im Interesse 
der Kinder, unternahm. Daher vertritt der Sachver­
ständige in seinem Gutachten die Auffassung, daß 
primär eine Asozialität und psychische Verwahrlosung 
vorliegt.
Es gibt daher keinen Anhaltspunkt, aus dem Zweifel 
an der vollen Verantwortlichkeit der Angeklagten her­
geleitet werden könnten. Unverständlich ist deshalb die 
Schlußfolgerung des Sachverständigen, daß dennoch die 
Voraussetzungen einer schwerwiegenden abnormen 
Entwicklung der Persönlichkeit mit Krankheitswert 
Vorlagen, die die Zurechnungsfähigkeit der Angeklagten 
erheblich eingeschränkt hätten. Dieser Schluß wird aus 
der Aneinanderreihung verschiedener Faktoren gezo­
gen: aus dem Verhalten des Ehemannes in der Familie, 
der Anzahl der Kinder, der schnellen Aufeinanderfolge 
der Geburten, den häuslichen Lebensumständen sowie 
den Belastungen durch Beruf und Haushalt. Das sind
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